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Köln, den 13. Januar 2015 
 
 
 
 
Rechtswidriges Verhalten des Vorstandes der 
Wirtschaftsprüferkammer (WPK); 
Novellierungsbedarf in der Wirtschaftsprüferordnung (WPO) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Auftrag der 

 - „Gschrei-Liste“, Interessengruppe der Wirtschaftsprüfer im Beirat 

der WPK , sowie der  

- „Eschbach-Liste“, Interessengruppe der vereidigten Buchprüfer im 

Beirat der WPK  

 möchten wir Sie auf folgenden Vorgang aufmerksam machen und 

bitten Sie, rechtsaufsichtlich einzuschreiten:  

Am 17.12.2014 trat der Beirat der WPK zu einer Sondersitzung zu-

sammen. Einziger Tagesordnungspunkt war die Positionierung der 
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WPK zur bevorstehenden Umsetzung der EU-Richtlinie und EU-Verordnung von 2014 im 

Rahmen einer WPO-Novelle.  

Mit 17 : 14 Stimmen hat dabei eine Mehrheit der Beiratsmitglieder beschlossen, lediglich eine 

Umsetzung beider EU-Regelwerke „1 : 1“ zu fordern, damit insbesondere mittelständische WP-

Praxen von zusätzlichen deutschen Anforderungen und dem damit verbundenen bürokrati-

schen Aufwand verschont bleiben – ganz im Sinne auch des „Small Business Act“ der EU (Mit-

teilung der EU-Kommission, COM/2008/0394 final und einem Review aus 2011, 

COM/2011/0078 final), ganz auch im Sinne der Mittelstandspolitik Ihres Hauses.  

Bei der Positionierung der WPK in der aktuellen politischen Diskussion zur nächsten WPO-

Novelle ist der WPK-Vorstand allerdings nicht bereit, dieses Votum des WPK-Beirats zu über-

nehmen. Er hat am 19.12.2014 – also bereits zwei Tage nach der Beiratssitzung – in einem 

Positionspapier „zur Fortentwicklung der Berufsaufsicht und der Qualitätskontrolle“ Stellung 

bezogen. In entscheidenden Fragen folgt er dabei nicht dem Votum des Beirats.  

Wir halten dieses Verhalten des WPK-Vorstands unter folgenden Aspekten für rechtswidrig:  

1. Die Missachtung des Beiratsvotums stellt einen Verstoß gegen das Demokratieprinzip 

dar. Danach muss das von den Mitgliedern unmittelbar gewählte parlamentarische Or-

gan zumindest in Grundsatzfragen die Position der Selbstverwaltungskörperschaft bin-

dend festlegen können. Zu Recht kennzeichnet Geithner im WPO-Kommentar (2. Aufl. 

2013, § 59 Rn. 6) den Beirat der WPK als „Hauptorgan“ und „höchstes Entscheidungs-

gremium“. Er trifft danach alle „wesentlichen politischen Entscheidungen“ (Geithner, 

a.a.O.).  

2. Das Demokratieprinzip gilt selbstverständlich unabhängig von den Einzelregelungen der 

WPK-Satzung, die in § 7 Abs. 1 Satz 1 und § 8 Abs. 1 Satz 2 dem Beirat nur ein Anhö-

rungsrecht zugestehen. Entscheidende Frage ist daher nicht, ob das Verhalten des 

Vorstands der Satzung entspricht, sondern ob die Satzung mit höherrangigem Recht 

(Demokratieprinzip) in Einklang steht. Dies ist aus den oben dargestellten Gründen 

nicht der Fall. Erst recht nicht, wenn, wie bei der jüngsten Vorstandswahl praktiziert, die 

Zusammensetzung des Vorstands gar nicht die Entscheidung der Wähler widerspiegelt.  

3. Hier zeigt sich, dass die zentrale politische Aufgabenstellung – und Rechtfertigung als 

Selbstverwaltungskörperschaft – der WPK, nämlich das Gesamtinteresse des Berufs-

stands zu ermitteln und zu vertreten (§ 57 Abs. 1, Abs. 2 Ziff. 6 WPO), ohne die ent-
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scheidende Rolle des Beirats nicht denkbar ist. Zu Recht weist Goltz (in: WPO-

Kommentar, 2. Aufl. 2013, § 57 Rn. 18) darauf hin, dass § 4 Abs. 1 Satz 1 des vorläufi-

gen Gesetzes zur Regelung des Rechts der Industrie- und Handelskammern (IHKG) in-

soweit eine vorrangige Kompetenzzuweisung an das parlamentarische Organ (bei den 

IHKs die Vollversammlung) enthält. Wir halten diese Regelung für vorbildlich. Im Lichte 

des Demokratieprinzips hat diese Zuweisung jedoch nur deklaratorischen und keinen 

konstitutiven Charakter.  

4. Rechtspolitisch zeigt sich, dass die WPO insoweit eine – aufgrund des Demokratieprin-

zips zu füllende – Regelungslücke enthält, indem sie sich darauf beschränkt, in § 59 le-

diglich die Existenz und den Wahlmodus des Beirats zu regeln, ohne Näheres zu des-

sen materiellen Aufgaben zu sagen. Bei der nächsten WPO-Novelle sollte daher unbe-

dingt eine dem § 4 Abs. 1 Satz 1 IHKG entsprechende Norm auch in die WPO eingefügt 

werden.  

Gerne sehen wir Ihrer Antwort und Veranlassung entgegen.  

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
(Dr. Herbert Ferger)  
Rechtsanwalt  
  
 


